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D ie Schweizer Neutrali-
tät steht unter Druck.
Was über Jahrzehnte

als verlässlicher Grundsatz
unserer Aussen- und Sicher-
heitspolitik galt,wird heute
zunehmend als überholt dar-
gestellt. Die Welt sei eine ande-
re, heisst es. Das mag stimmen.
Aber gerade deshalb braucht
die Schweiz eine klare und
glaubwürdige Neutralität –
und keine Aussenpolitik, die
sich je nach internationaler
Grosswetterlage verändert.

Die Neutralitätsinitiative
will die bewaffnete, dauernde
und immerwährende Neutrali-
tät der Schweiz stärken und
verbindlicher in der Bundes-
verfassung verankern.Das ist
richtig. Denn Neutralität be-
deutet nicht Gleichgültigkeit.
Sie bedeutet auch nicht, dass
die Schweiz wegschaut,wenn

irgendwo Unrecht geschieht.
Neutralität bedeutet vor
allem: Wir beteiligen uns nicht
an fremden Kriegen und
lassen uns nicht zur Konflikt-
partei machen.

Gerade für ein kleines Land
wie die Schweiz ist das von
grosser Bedeutung.Wir verfü-
gen weder über die militäri-
sche noch über die politische
Macht, die internationale
Ordnung entscheidend zu
bestimmen.Unsere Stärke
liegt vielmehr darin, unab-
hängig zu bleiben und dort
Brücken zu bauen,wo andere
längst Partei geworden sind.

Die Schweiz hat mit ihren
Guten Diensten international
viel erreicht. Genf ist ein
bedeutender Standort für
Diplomatie und internationale
Organisationen. Schweizerin-
nen und Schweizer haben in
der Vergangenheit vermittelt,
Verhandlungen ermöglicht
und humanitäre Hilfe geleistet.
Diese Rolle setzt jedoch eines
voraus: Vertrauen.Und
Vertrauen entsteht nur,wenn
die Schweiz glaubwürdig
unabhängig bleibt.

Wer die Neutralität stärkt,
will deshalb keineswegs eine
Schweiz, die sich von der Welt
abschottet. Im Gegenteil.Wir
können mit allen Staaten
Beziehungen pflegen, humani-
täre Hilfe leisten, das Völker-
recht verteidigen und unsere
eigene Landesverteidigung
stärken.Wir können uns für
Frieden einsetzen, ohne selbst
Teil eines Krieges zu werden.

Auch wirtschaftliche Inter-
essen dürfen nicht mit neutra-
litätspolitischen Grundsätzen

verwechselt werden.Die
Schweiz ist eine offene Volks-
wirtschaft und auf gute Bezie-
hungen mit der ganzen Welt
angewiesen.Umso wichtiger
ist eine berechenbare Aussen-
politik. Ein kleines Land sollte
sich nicht leichtfertig in die
Machtblöcke grosser Staaten
einordnen lassen.

Natürlich kann Neutralität
nicht bedeuten, dass wir bei
jedem internationalen
Konflikt einfach schweigen.
Die Schweiz darf klar benen-
nen,was sie für richtig oder
falsch hält. Sie darf Menschen-
rechte und Völkerrecht ver-
teidigen.Aber zwischen einer
klaren Haltung und der
aktiven Beteiligung an einer
Konfliktpartei besteht ein
entscheidender Unterschied.

Die Neutralitätsinitiative
schafft deshalb keinen Rück-
zug der Schweiz aus der Welt.
Sie schafft Klarheit über unse-
re Rolle in der Welt.

In einer Zeit zunehmender
geopolitischer Spannungen,
neuer Machtblöcke und inter-
nationaler Konflikte ist es
geradezu fahrlässig, einen
bewährten Grundsatz leicht-
fertig preiszugeben.Die
Schweiz sollte nicht versuchen,
eine Grossmacht zu sein. Sie
sollte das bleiben,was sie
erfolgreich gemacht hat:
unabhängig, glaubwürdig und
verlässlich.

Die Neutralität ist kein
Relikt der Vergangenheit. Sie
ist ein Teil unserer Identität –
und ein strategischer Vorteil
für unsere Zukunft.Deshalb
verdient die Neutralitäts-
initiative ein Ja.

«Neutralität
ist kein
Auslaufmodell –
sie ist unsere
Stärke.»

Adrian Hager
aus Niederurnen ist Landrat
und 1. Vizepräsident der SVP
des Kantons Glarus

CONTRA

D ie Neutralitätsinitiative
kommt mit einem kla-
ren Absender: lanciert

vom Verein Pro Schweiz, getra-
gen von alt Bundesrat Chris-
toph Blocher,präsidiert von alt
Nationalrat Walter Wobmann,
im Komitee SVP-Exponenten
wie Thomas Aeschi, Pierre-
André Page und Hans-Ueli Vogt.
Ausserhalb der SVP fand sie
kaum Rückhalt: Der National-
rat lehnte sie mit 124:65 Stim-
men ab,der Ständerat ebenso.

Dafür gibt es sachliche
Gründe.Das Neutralitätsrecht –
insbesondere die Haager Ab-
kommen von 1907 – regelt vor
allem das Verhalten eines neut-
ralen Staates im Krieg: keine
militärische Beteiligung, keine
militärische Unterstützung,
keine Nutzung des eigenen
Territoriums für Kriegszwecke.
Eine allgemeine wirtschaftliche
Gleichbehandlung der Kriegs-
parteien verlangt das Neutrali-
tätsrecht dagegen nicht.

Die Initiative würde darü-
ber hinausgehen. Sie würde
der Schweiz weitgehend
verbieten, eigene Sanktionen
gegen kriegführende Staaten
zu ergreifen; möglich blieben
im Wesentlichen Sanktionen
des UNO-Sicherheitsrats sowie
Massnahmen gegen deren Um-
gehung.Damit würde unsere
Sanktionspolitik faktisch
davon abhängen, ob sich die
fünf ständigen Vetomächte
im Sicherheitsrat – darunter
Russland und die USA –
einigen können.Auch andere
europäische Neutralitäts-
staaten – etwa Österreich,
Irland und Malta – überneh-
men dagegen EU-Sanktionen.

Historisch war die Neutrali-
tät nie ein Denkmal, sondern
immer Praxis und Auslegung.
Der Bergier-Bericht von 2002
hat gezeigt,wie stark sich die
Schweizer Neutralitätspolitik
in den 1940er-Jahren an die
damaligen Machtverhältnisse
und an die Interessen unseres
Landes anpasste. Gerade das
zeigt: Neutralität war nie eine
starre Formel.

Damit zum Etikett der Ini-
tianten: «Kein Krieg». Schwei-
zer Soldaten in fremden Krie-
gen standen nie zur Debatte.
Zur Debatte steht, ob es dem
Bund künftig weitgehend ver-
boten sein soll,mit wirtschaftli-
chen oder anderen nichtmilitä-
rischen Massnahmen auf einen
Angriffskrieg zu reagieren.

Wie ernst es den Initianten
mit der Neutralität ist, zeigen
zwei Szenen aus der Debatte.
Als der ukrainische Parla-
mentspräsident Ruslan
Stefantschuk im Juni 2024

im Bundeshaus begrüsst wur-
de, verliess die SVP-Fraktion
den Saal. Und als Nationalrat
Fabian Molina im September
2025 während seiner Redezeit
der Opfer des Gaza-Kriegs
gedenken wollte und von der
Nationalratspräsidentin
zurechtgewiesen wurde, gab
es Applaus aus der rechts-
bürgerlichen Ratsecke.

Man kann solche Auftritte
als politische Provokation
abtun. Sie zeigen aber auch ein
Verständnis von Neutralität,
das zunehmend politischer
Distanzierung gleichkommt.
Die Initiative würde diese Sicht
in der Verfassung festschrei-
ben: weniger Spielraum bei
Sanktionen,weniger sicher-
heitspolitische Zusammen-
arbeit,mehr Distanz zu unse-
ren europäischen Partnern.

Dass Moskau offen für ein
Ja wirbt, ist zumindest bemer-
kenswert: Die russische Aussen-
ministeriumssprecherin Maria
Sacharowa hat sich ausdrück-
lich gegen die Haltung des
Bundesrats und für die Neutra-
litätsinitiative ausgesprochen.

Darum ein Nein.Nicht weil
Neutralität unwichtig wäre,
sondern gerade weil sie wich-
tig ist. Eine glaubwürdige
Neutralität muss sich an
das Völkerrecht halten und
zugleich den Interessen der
Schweiz dienen. Sie darf kein
starres Korsett werden, das uns
in einer sich verändernden
Welt die Hände bindet. Die
Schweiz muss neutral bleiben
können, ohne wegzuschauen –
und handlungsfähig bleiben,
wenn die internationale
Ordnung verletzt wird.

«Neutralität
ist eine Praxis,
kein Denkmal.»

Werner Thut
aus Glarus ist
pensionierter Diplomat
und Mitglied der SP

Die parteiischen Stellungnahmen
zur Neutralitätsinitiative
Am 27. September wird in der Schweiz über die Neutralitätsinitiative abgestimmt.Mit ihr wird eine striktere Neutralitätspraxis gefordert,
und in der Verfassung soll zusätzlich festgeschrieben werden, dass die Neutralität der Schweiz immerwährend und bewaffnet ist. Zudem soll
die Schweiz keine Sanktionen gegen kriegführende Staaten ergreifen. Vor allem daran scheiden sich die Geister.

Polarisierend: Mit solchen Plakaten werben die Befürworter und Gegner für beziehungsweise gegen die Neutralitätsinitiative. Bilder: Christian Beutler / Keystone
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